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Sie haben im Vorfeld unseres In-
terviews gesagt, Sie fürchten, 
dass wir eine Stunde über den 
Stromsektor und zehn Minuten 
über Wärme und Mobilität spre-
chen könnten. Was haben Sie ge-
gen Strom? Meiner Meinung nach 
fokussieren wir uns bei der Ener-
giewende viel zu viel auf den 
Strommarkt. Wenn wir aber über 
eine ganzheitliche Energiewende 
und insbesondere über Klima-

schutz sprechen wollen, dürfen wir 
die Themen Mobilität und Wärme 
nicht außen vor lassen. Außerdem: 
Wenn wir nur am Strompreis rum-
doktern und alles daransetzen, ihn 
durch regulatorische Eingriffe zu 
senken, arbeiten wir auch in der 
kommenden Regierung nur an 
Symptomen – aber nicht am ei-
gentlichen Kern der Energiewende.

Der da wäre? Ich habe den Ein-
druck, dass wir den Klimaschutz 
aus den Augen verloren haben.  
Seit 2011 haben wir in Deutschland 
kein CO2 mehr eingespart – trotz 
der Milliardeninvestitionen in die 
Erneuerbaren. Deutschland kann 
nicht ernsthaft in Anspruch neh-
men, Klimaschutz zu betreiben, 
und trotzdem bis 2040 an der Koh-
le festhalten. Studien haben erge-
ben, dass bis 2035 das globale 
CO2-Budget für das komplette 
Jahrhundert erschöpft ist, wenn 
weiter so viel emittiert wird wie 
bislang. Heißt: Wenn wir nicht zeit-
nah massiv CO2 einsparen, ver- 
fehlen wir nicht nur das Zwei- 
Grad-Ziel – auch vom Pariser Kli-
maschutzabkommen bleibt dann 
nichts mehr übrig. Eine schnelle 
und bezahlbare Reduzierung wird 

aber nur gelingen, wenn konventi-
onelle und erneuerbare Energien 
Hand in Hand gehen. Es ist die  
Gaswirtschaft, die effiziente, so-
fort verfügbare und wirtschaftlich  
sinnvolle Lösungen für den Klima-
schutz bietet.

Was würden Sie für den Wärme-
sektor empfehlen? Bei den Neu-
bauten ist Deutschland aufgrund 
seiner strengen Auflagen absolute 
Weltklasse. Jetzt müssen wir die 
Altbauten kostengünstig sanieren – 
und zwar technologieoffen. In vie-
len Fällen ist das der Einbau einer 
neuen Heizung, und meist wird das 
eine Erdgasheizung sein, gerne 
auch in Verbindung mit Solarther-
mie. Das ist nicht nur ökonomisch, 
sondern auch die ökoeffizienteste 
Lösung. Vier Millionen Ölkessel 
sind in Deutschland vor 1998 instal-

liert worden. Durch den Einsatz 
eines modernen Brennwertkessels 
könnte man sofort rund 15 Prozent 
CO2 einsparen. Bei einem Energie-
trägerwechsel von Öl zu Erdgas 
würde dieser Wert nochmals ge-
steigert.

Zum Klimaschutz gehört auch eine 
Verkehrswende. Inzwischen ist die 
Bundesregierung von dem selbst-
gesteckten Ziel abgerückt, dass 
bis 2020 eine Million Elektroau-
tos auf deutschen Straßen fahren  
sollen. Hat man da zu schnell auf-
gegeben? Ich warne bei dem  
Thema generell vor der geradezu  
religiös geführten Debatte, die 
»mainstream-mäßig« den Verbren-
nungsmotor verteufelt und die 
Elektromobilität als die alleinige 
Lösung propagiert. Bei 45 Millio-
nen Pkw in Deutschland kann Elek-

tromobilität das selbst bei mas-
sivem Ausbau nur in Teilen lösen. 
Die Dekarbonisierung der Pkw mit 
Verbrennungsmotoren ist daher 
ein Schlüssel zum Erreichen der  
Klimaschutzziele. Erdgasfahrzeuge 
sind zum Beispiel als umweltscho-
nende Alternative mit vielen Mo-
dellen und ausreichender Infra-
struktur sofort verfügbar, sind 
preisgünstig und emittieren im Ver-
gleich zu Dieselautos mit den neu-
esten Abgasnormen 23 Prozent 
weniger CO2, 50 Prozent weniger 
Feinstaub und nahezu keine Sticko-
xide. Ernsthafter Klimaschutz in 
der neuen Bundesregierung wird 
die Erdgasoption ergreifen. 

ENERGIE & KLIMASCHUTZ

Informationen zur Konferenz unter www.convent.de/energie

»Wir verlieren den Klimaschutz 
aus den Augen«

Energiewende ohne Preisschild? (v.l.) Antje von Brook (BUND), Axel Gedaschko (Bundesver-
band dt. Wohnungs- und Immobilienunternehmen), Susanna Zapreva (Stadtwerke Hannover), 
Karsten Sach (Bundesumweltministerium) und Moderatorin Nadine Lindner diskutierten.

In Zusammenarbeit mit:Veranstalter:

 
KONFERENZ

Wie muss eine moderne Energiepolitik aussehen? Zum Auftakt der vierten ZEIT KONFERENZ 
Energie & Klimaschutz gab Timm Kehler, Vorstand von Zukunft ERDGAS, die ersten Impulse. 
Hinter der Initiative stehen führende Unternehmen der Erdgaswirtschaft. 

»Der Kohleausstieg allein wird 
nicht reichen«
Auf der vierten ZEIT KONFERENZ 
Energie & Klimaschutz diskutierten 
hochkarätige Vertreter aus Politik, 
Wirtschaft und Wissenschaft aktuelle 
Herausforderungen in der Energie-
politik. Die Grünen-Politikerin Julia 
Verlinden forderte mit Blick auf die 
Koalitionsverhandlungen: »Es ist für 
uns essenziell, das Klimaziel 2020 zu 
verfolgen. Der Kohleausstieg allein 
wird nicht reichen.« Ein schneller  
Umstieg von Kohlestrom auf Gaskraft- 
werke sei machbar, sagte auch Claudia 
Kemfert, Energieexpertin vom Deut- 
schen Institut für Wirtschaftsfor-
schung: »Es ist kein Problem, im 
Stromsektor relativ schnell aus der 
Kohle auszusteigen.«
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DIE ZEIT: Noch vor wenigen Jahren galt 
Deutschland in der Islamismus-Prävention als 
Entwicklungsland. In der Zwischenzeit hat der 
Bund viel Geld investiert. Auch Innenminister 
Thomas de Maizière unterstützt die Präventions-
arbeit. Wie lange dauert es noch, bis die Maß-
nahmen Wirkung zeigen?
Michael Kiefer: Lange. Es hat sich in den ver
gangenen drei Jahren zwar viel getan, mehrere 
Hundert Millionen Euro haben Bund und Län-
der in verschiedene Projekte gesteckt. Aber noch 
ist vieles Patchwork. Von einer systematischen, 
wissensbasierten und aufeinander abgestimmten 
Radikalisierungsprävention sind wir immer noch 
weit entfernt.
ZEIT: Warum?
Kiefer: Ein Grund sind die Forschungslücken. Die 
Wissenschaft bietet noch zu wenig Anhaltspunkte 
für die praktische Präventionsarbeit. Für viele An-
nahmen über die Gründe einer Radikalisierung – 
wie etwa Diskriminierung, fehlender Vater, man-
gelnde religiöse Bildung, prekäre Lebensverhält-
nisse  – finden sich zwar Hinweise, aber keine 
Belege. Warum radikalisieren sich die einen, die 
anderen nicht? Warum driften junge Menschen 
aus fast idealen Lebensverhältnissen in den gewalt-
bereiten Islamismus ab? Es mangelt an empirischer 
Forschung über Radikalisierungsverläufe. So wird 
in der Präventionsarbeit oft experimentiert. Hilf-
reich wäre ein Wissenschaftszentrum wie das 
King’s College in London, an dem seit Jahren über 
Radikalisierung geforscht wird.
ZEIT: Woran hakt es noch?
Kiefer: Es gibt sehr große Unterschiede in der 
Qualität der einzelnen Projekte. Viele leisten her-
vorragende Arbeit. Aber es gibt auch Träger, denen 
grundlegende Voraussetzungen fehlen. Es gibt 
keine fachlichen Standards, die Programme wer-
den zu selten evaluiert. Die großen Summen, die 
bereitgestellt werden, haben auch ungeeignete 
Träger angelockt. So ist ein gewisser Wildwuchs in 
der Projektlandschaft entstanden.
ZEIT: Was fehlt denn konkret für die fachgerechte 
Umsetzung der Prävention?
Kiefer: Ein Problem ist derzeit, dass fast keine aus-
gebildeten Sozialarbeiter mehr auf dem Markt 
sind. Viele sind in der Flüchtlingsarbeit gebunden. 
Es darf nicht sein, dass es als Qualifikation genügt, 
Muslim zu sein. Das ist mit Sicherheit ein Vorteil 

bei der Kontaktaufnahme. Aber es ist keine aus-
reichende Qualifikation. Da gibt es im Moment 
viele Selbstberufene in der Szene, ohne die zwin-
gend notwendigen Fachkenntnisse wie ein sozial-
pädagogisches Studium oder Erfahrungen in der 
Jugendarbeit. Um erfolgreich in der Drogen
prävention zu arbeiten, genügt es ja auch nicht, 
wenn ich vorher drogenabhängig war. 
ZEIT: Auf den ersten Blick erscheint es allerdings 
nicht besonders einleuchtend, dass die Religion 
bei der Präventionsarbeit mit radikalen Islamisten 
keine Rolle spielen soll. 
Kiefer: Es gibt Jugendliche, bei denen lässt sich 
Dschihadismus nicht als eine radikalisierte Form 
des Islams beschreiben – sondern da ist einer radi-
kal und islamisiert sich quasi nachträglich. So gibt 
es in der salafistischen Szene ja auch ehemalige 
Rechtsradikale. Wir haben an den Unis Osna-
brück und Bielefeld gerade die Chatprotokolle von 
radikalisierten salafistischen Jugendlichen analy-
siert. Die Behörden haben uns über 5700 Whats-
App-Nachrichten überlassen, die aus den letzten 
drei Monaten vor einem Anschlagsversuch 
stammten. Darin zeigte sich, dass die Islamkennt-
nis der beteiligten zwölf jungen Männer über-
schaubar war: Manche hatten kaum religiöses 
Wissen, einer nicht einmal einen Koran. Da war 
kein ideologisches Rüstzeug zu erkennen, ihr 
»islamisches« Weltbild haben sie sich zusammen
gegoogelt. 
ZEIT: Wenn Religion nachgeordnet ist, welche 
Rolle spielen dann die Moscheegemeinden?
Kiefer: Man darf ihnen keine große Bedeutung 
beimessen – weil sie die Jugendlichen vielerorts 
nicht erreichen.
ZEIT: Viele der Beratungsstellen haben ihren Sitz 
in Städten wie Berlin, Hamburg oder Frankfurt. 
Ist Radikalisierung ein Großstadtphänomen?
Kiefer: Nein, auch da muss nachgebessert werden. 
Junge Menschen radikalisieren sich natürlich auch 
in der Provinz. Wenn etwa in einem Flächenland 
wie Bayern eine Beratungsstelle in München den 
Anspruch hat, Jugendliche in ganz Bayern zu be-
treuen – wie soll das gelingen? Wie soll ein Be
treuer aus München einen Jugendlichen in Würz-
burg begleiten? Es braucht doch einen engen, fast 
täglichen Kontakt. Dafür benötigt man Leute im 
jeweiligen Wohnviertel.
ZEIT: Wenn es nicht die Moscheen sind, welche 

»Warum driften junge Menschen ab?«
Islamisten sind selten gläubig und wissen wenig über den Islam. Wo aber setzt dann gute Prävention an? Am besten in den Schulen, sagt der Wissenschaftler Michael Kiefer 

Die Şehitlik-Moschee in  
Berlin-Neukölln, am Tag der  
offenen Tür. Mit der  
Lebenswelt junger Muslime  
haben diese Gemeinden  
oft wenig zu tun 

Institutionen sind bei der Präventionsarbeit dann 
vor allem gefragt?
Kiefer: Die Schule. Dort müssen alle durch, 
gleich welcher Herkunft oder Religion. Deshalb 
müssen Lehrer entsprechend fortgebildet werden. 
Das Wichtigste in der Prävention ist die lebens-
weltliche Stabilisierung. Man muss den Jugend-
lichen helfen, mit ihrem Leben klarzukommen, 
in der Schule, in der Ausbildung, zu Hause. 
Eltern, Lehrer, Trainer, Jugendämter – sie alle 
müssen sich besser vernetzen. Die müssen mit
einander reden. Nur so kann ein Frühwarn
system entstehen. Auch die Ausreise der soge-

nannten Brigade Lohberg nach Syrien hätte so 
vielleicht verhindert werden können. Es ist 
logisch, dass derzeit angesichts der Anschläge der 
Fokus auf der Sicherheit liegt. Aber man darf 
nicht nur die Symptome bekämpfen. Prävention 
beginnt, bevor ein Jugendlicher abrutscht.

Das Gespräch führte Arnfrid Schenk

Michael Kiefer ist Islamwissenschaftler an der  
Universität Osnabrück. Vor Kurzem erschien das  
Buch »Radikalisierungsprävention in der  
Praxis« von ihm und seinem Kollegen Rauf Ceylan
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